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Der Chefankläger des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs (Interna-
tional Criminal Court – ICC), der-

zeit Karim Khan, ist wohl in kaum 
einem Jahr medial so präsent gewesen 
wie im Jahr 2023. Hintergrund sind die 
beunruhigenden Entwicklungen in ver-
schiedenen Konfliktherden weltweit und 
die damit einhergehende Frage nach der 
Bedeutung des Völkerstrafrechts in be-
waffneten Konflikten.

Haftbefehl gegen Wladimir 
Putin

Die wohl prominenteste Entwicklung ist 
die Entscheidung des Chefanklägers, ei-
nen Haftbefehl gegen den amtierenden 
russischen Präsidenten, Wladimir Putin, 
und die russische Kinderrechtsbeauf-
tragte, Marija Lwowa-Belowa, zu bean-
tragen. Die Haftbefehle wurden am 17. 
März 2023 erlassen und haben den Vor-
wurf illegaler Deportationen ukraini-
scher Kinder auf russisches Staatsgebiet 
zum Gegenstand. Die Haftentscheidun-
gen, die noch nicht öffentlich zugäng-
lich sind, dürften den ICC vor prakti-
sche und rechtliche Herausforderungen 
stellen. Zum ersten Mal richten sich 
strafrechtliche Ermittlungen des ICC-
Chefanklägers offiziell gegen einen hoch-
rangigen Entscheidungsträger eines stän-
digen Mitglieds des UN-Sicherheitsrats. 
Hinzu kommt, dass Russland nicht Mit-
glied des Römischen Statuts ist und sei-
ne frühere Unterschrift im Jahr 2016 
zurückgezogen hat. Rechtlich wird un-
ter anderem die Frage zu klären sein, ob 
der ICC die Immunität des amtierenden 
Staatsoberhaupts zu berücksichtigen hat. 
Angesichts des klaren Wortlauts von 
Artikel 27, Absatz 2 des Römischen Sta-
tuts dürfte der ICC sich insoweit nicht 
in seiner Strafgewalt beschränkt sehen. 
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Die Entscheidung der ICC-Berufungs-
kammer im Omar-al-Bashir-Verfahren, 
benannt nach dem ehemaligen sudane-
sischen Präsidenten, aus dem Jahr 2019, 
verneinte zudem eine solche Immunität 
auch für Staatschefs von Nichtmitglied-
staaten. Der ICC dürfte daher den 
Standpunkt vertreten, dass alle Mit-
gliedstaaten des ICC zur Festnahme Pu-
tins berechtigt und verpflichtet sind. Ob 
die Staaten dieser Pflicht nachkommen 
werden, steht angesichts einer realpoli-
tisch komplexen Situation auf einem 
anderen Blatt. Die Absage einiger Kon-
ferenzen im Ausland beziehungsweise 
eine Teilnahme Putins via Video-Kon-
ferenz lässt zumindest erahnen, dass 
Russland das Risiko einer solchen Fest-
nahme nicht eingehen möchte.

Der Gaza-Krieg im Fokus der 
Weltöffentlichkeit

Ebenfalls heikel ist der Umgang des ICC 
mit der Situation im Gaza-Streifen und 
der Rolle der Hamas sowie Israels. Pa-
lästina ist seit dem Jahr 2015 Mitglied 
des Römischen Statuts. Die Vorverfah-
renskammer I hat im Jahr 2021 im 
Grundsatz eine territoriale Zuständigkeit 
des ICC, unter anderem für das Westjor
danland und Gaza, bejaht. Damit kön-
nen Straftaten nach dem Römischen 
Statut, die auf dem Gebiet Palästinas 
oder durch dessen Staatsangehörige be-
gangen wurden, durch den ICC straf-
rechtlich geahndet werden. Die bereits 
seit einigen Jahren andauernden (Vor-)
Ermittlungen wurden durch eine erneute 
Überweisung der Mitgliedstaaten Ban-
gladesch, Bolivien, Djibouti, Komoren 
und Südafrika noch einmal in den Fokus 
gerückt und erstrecken sich nach Be-
kunden des Chefanklägers auch auf die 
Geschehnisse ab dem 7. Oktober 2023.

In öffentlichen Erklärungen hat der 
Chefankläger klargestellt, dass er die 
aktuellen Geschehnisse verfolge und so-
wohl Straftaten, die sich unmittelbar 
gegen Zivilpersonen richten, als auch 
Handlungen, die gegen den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit verstießen, un-
tersuchen werde. Damit geraten neben 
den Gräueltaten der Hamas und Rache-
akten von Siedlern im Westjordanland 
auch Angriffe der israelischen Armee in 
den Fokus der Ermittlung. Es wird im 
Einzelfall geprüft, ob die Vorgaben der 
Genfer Abkommen respektiert wurden. 
Den Äußerungen des Chefanklägers nach 
zu urteilen, scheinen die Geschehnisse 
vor allem unter dem Blickwinkel der 
Tatbestände der Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen be-
trachtet zu werden. 

Ermittlungszulässigkeit in 
Venezuela und den Philippinen

Im Juni 2023 hat die Vorverfahrens
kammer I der Anklagebehörde gestat-
tet, die Ermittlungen in der Venezuela-
Situation fortzusetzen. Venezuela hatte 
argumentiert, die eigenen Behörden wür-
den etwaige Straftaten eigenständig er-
mitteln und ahnden. Der Grundsatz der 
Komplementarität greife. Dieser Grund-
satz, der vor allem in Artikel 17 des Rö-
mischen Statuts niedergelegt ist, soll 
Sorge dafür tragen, dass eine staatliche 
Aufarbeitung, die sich ernsthaft zum 
Ziel setzt, Gerechtigkeit zu schaffen, Er-
mittlungen des ICC obsolet oder gar un-
zulässig machen kann. Die Richter der 
Vorverfahrenskammer I hielten die Er-
mittlungen der venezolanischen Behör-
den indes für unzureichend, da diese 
sich nicht ausreichend mit der struktu-
rellen Dimension der Taten unter Präsi-
dent Nicolás Maduro befassten und auch 
nicht die Entscheidungsträger in den 
Blick nähmen.

Im Juli 2023 hat die Berufungskam-
mer entschieden, dass auch die Ermitt-
lungen zur Situation in den Philippinen 
fortgesetzt werden dürfen. Die Philippi-
nen hatten argumentiert, der Austritt 
des Landes aus dem Römischen Statut 
habe zu einem Wegfall der Zuständig-
keit geführt. Zwei der fünf Richter folg-
ten der Argumentation, da aus ihrer 
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Sicht der Rücktritt wirksam geworden 
sei, bevor der Chefankläger die Vorver-
fahrenskammer um Aufnahme von Er-
mittlungen ersucht habe. Die Mehrheit 
der Berufungskammer hielt eine Fort-
setzung der Ermittlungen für zulässig.

Abschluss von Alt-Ermittlungen

Angesichts der zahlreichen neuen Her-
ausforderungen für den ICC hat der 
Chefankläger sich dazu entschlossen, ei-
nen Schlussstrich unter ausgewählte Alt-
Ermittlungen zu ziehen und die Ermitt-
lungen in einigen Situationen auf die 
bereits ausermittelten Einzelfälle zu kon-
zentrieren. So hat er im Dezember 2023 
bekannt gegeben, dass er in der Ugan-
da-Situation keine neuen Ermittlungs-
stränge verfolgen und sich insoweit ein-
zig auf das noch offene Verfahren gegen 
Joseph Kony beschränken werde. Eine 
vergleichbare Entscheidung ist im No-
vember 2023 in der Kenia-Situation ver-
kündet worden. Im Oktober 2023 zog 
die Anklagebehörde auch die Vorwürfe 
gegen Maxime Jeoffroy Eli Mokom Ga-
waka aus der Zentralafrikanischen Re-
publik zurück, da sie eine strafrechtli-
che Verfolgung nicht mehr für erfolg- 
versprechend hielt. Einen Abschluss ge-
funden haben auch die (Vor-)Ermittlun-
gen bezüglich Kolumbien. 

Bestätigung der Anklage in 
Abwesenheit?

Das Römische Statut sieht laut Arti- 
kel 61 vor, dass die Anklagebehörde 
nach Durchführung der Ermittlung die 
Vorwürfe gegen den Beschuldigten in 
einem Dokument zusammenzufassen hat 
und die Vorverfahrenskammer die Vor-
würfe bestätigen muss. Da die Durch-
führung der Hauptverhandlung beim 
ICC die Anwesenheit des Angeklagten 
fordert und – anders als etwa beim Li-
banon-Tribunal – keine In-absentia-
Verfahren stattfinden, ist es beim ICC 
üblich, dass auch bei der Bestätigung der 
Anklage eine mündliche Verhandlung 
stattfindet, bei der der Angeklagte an-
wesend ist. Im Fall des seit Jahrzehnten 
flüchtigen Kommandeurs der Wider-
standsarmee des Herrn (Lord’s Resis-
tance Army – LRA), Joseph Kony, hat 
sich die Anklagebehörde im Zuge der 
Beendigung der Uganda-Ermittlungen 
dazu entschieden, eine Bestätigung der 
Anklage in Abwesenheit zu beantragen. 
Für ein solches Vorgehen hat die Vorver-
fahrenskammer II im November 2023 
verfahrensrechtliche Vorgaben gemacht. 
Insbesondere müsse die Anklagebehörde 
darlegen, dass alle angemessenen Maß-
nahmen ergriffen worden sind, um den 
Angeklagten über Anklagepunkte und 
die bevorstehende Verhandlung betref-

fend deren Bestätigung zu unterrichten. 
Danach wolle die Vorverfahrenskam-
mer II entscheiden, ob sie bereit ist, den 
Schritt einer Bestätigung der Anklage-
punkte in Abwesenheit mitzugehen.

Beitritt Armeniens

Am 14. November 2023 hat Armenien 
als 124. Staat die Ratifikationsurkunde 
zum Römischen Statut hinterlegt. Darü-
ber hinaus hat Armenien die Zuständig-
keit des ICC rückwirkend zum 10. Mai 
2021 anerkannt. Damit wäre der ICC 
auch für die Ahndung etwaiger Straftaten 
im armenisch-aserbaidschanischen Grenz-
konflikt im Jahr 2021 zuständig, sofern 
diese auf dem Territorium Armeniens 
oder durch armenische Staatsangehöri-
ge begangen wurden. Armenien dürfte 
damit vor allem das Ziel verfolgen, et-
waige Kriegsverbrechen der aserbaid-
schanischen Armee durch ein internati-
onales Strafgericht verfolgen zu lassen.

Personalentscheidungen

Im Februar 2023 ist Osvaldo Zavala Giler 
aus Ecuador zum Kanzler und damit 
Chef der ICC-Verwaltung gewählt wor-
den. Dieser folgt dem Briten Peter Le-
wis. Zum anderen erfolgte im Dezember 
2023 die Wahl von sechs neuen Richte-
rinnen und Richtern, die für neun Jahre 
gewählt wurden. Die deutsche Kandi-
datin, Ute Hohoff, konnte sich nicht 
durchsetzen, sodass Deutschland erst-
malig nicht mehr in der Richterschaft des 
ICC vertreten ist. Der deutsche Richter 
am ICC, Bertram Schmitt, schied im 
März 2024 aus. Trotz Ablauf seines Man-
dats wird er weiterhin im Verfahren zu 
Alfred Yekatom aus der Zentralafrikani-
schen Republik den Vorsitz führen.

Armenien wurde am 8. Februar 2024 in einer Zeremonie am Sitz des Internationalen Strafge-
richtshofs (ICC) in Den Haag als 124. Vertragsstaat des Römischen Statuts begrüßt.    
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